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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 23. 


(Nr. 3271.) Statut der Bank des Berliner Kaſſenvereins. Vom 15. April 1850. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem ſich unter dem Namen: „Bank des Berliner Kaſſen-Vereins in 
Berlin,“ eine Aktien-Geſellſchaft zum Betriebe von Bankgeſchaͤften mit einem 
Stamm⸗Kapital von Einer Million Thalern gebildet hat, genehmigen Wir die 
Errichtung dieſer Privatbank, verleihen derſelben das nachſtehende Statut und 
ertheilen ihr zugleich auf Grund des Geſetzes vom 17. Juni 1833. (Geſetz⸗ 
Sammlung Seite 75.) die Genehmigung zur Ausſtellung von Noten unter den, 
in dieſem Statute feſtgeſetzten Bedingungen: 5 


Von den Zwecken und dem Stamm-Kapital der Bank. 


K 
Die Bank hat den Zweck, Handel und Gewerbe zu unterſtuͤtzen und zu 
beleben, den Geldumlauf zu befördern und Kapitalien nutzbar zu machen. Sie 
Wet die Firma: „Bank des Berliner Kaſſen-Vereins“ und hat ihren Sitz in 
erlin. 


H. 2. 

Das Stamm “⸗Kapital betragt Eine Million Thaler Preußiſch Kurant, 

uͤber welches tauſend Aktien, jede zu tauſend Thaler, nach dem beigefuͤgten 
„Schema A. ausgefertigt werden. 

Die Einzahlung des Stamm⸗Kapitals geſchieht in folgender Weiſe. 
Das erſte Drittel muß in baarem Gelde, das zweite Drittel entweder in guten 
diskontirten Wechſeln, oder auch in baarem Gelde, das letzte Drittel kann ent⸗ 
weder in inlaͤndiſchen, auf jeden Inhaber lautenden Staats-, Kommunal- oder 
andern unter Autoritaͤt des Staats von Korporationen oder Geſellſchaften aus⸗ 
gegebenen Papieren nach dem Berliner Boͤrſenkurs des Tags der Einlieferung, 
— oder in diskontirten Wechſeln, oder endlich in baarem Gelde gezahlt werden. 

Die Termine und Raten der Einzahlungen beſtimmt der im $. 21. und 
29. der Statuten gedachte Verwaltungsrath. 
Jahrgang 4850, (Nr. 3271.) 44 Iſt 


Ausgegeben zu Berlin den 8. Mai 1850. 
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Iſt die Einzahlung der vollen Million innerhalb Jahresfriſt, vom Tage 
der Beſtaͤtigung des gegenwärtigen Statuts an gerechnet, nach den vorſtehen⸗ 
den Beſtimmungen nicht erfolgt, ſo iſt die zur Errichtung der Bank ertheilte 
Konzeſſion erloſchen. 8 


H. 3. ö i 
we einzelner Theilnehmer darf mehr als funfzig Aktien beſitzen oder 
erwerben. 
a Vor Einzahlung des vollen Aktien-Betrages ſollen die Aktien nicht aus— 
gereicht werden. > | 


Von den Aktionairen und den Aktien. 


H. 4. el 

Jeder Aktionair hat nach Verhaͤltniß der Zahl feiner Aktien Antheil an 

dem geſammten Eigenthum, dem Gewinn und dem etwanigen Verluſte der 

Geſellſchaft, und kann außer dem Falle der Aufloͤſung der Geſellſchaft den 
auf die Aktien eingezahlten Betrag weder ganz noch theilweiſe zuruͤckfordern. 


H. 5. 3 \ 

Kein Aktionair haftet fir die Verbindlichkeiten der Geſellſchaft weiter 

als mit dem Betrage ſeiner Aktien, mithin auch nicht mit dem erhobenen Ge 

winn oder mit ſeinem uͤbrigen Vermoͤgen und ſeiner Perſon. Zu neuen Ein⸗ 

ſchuͤſſen zum Zweck etwaniger Ergaͤnzung des Stamm Kapitals kann ein 
Aktionair, ſelbſt durch Beſchluͤſſe der Majoritaͤt der Mitglieder der Geſellſchaft, 

nicht verpflichtet werden. a 


H. 6. 

Die Aktien ſind auf eine namentlich benannte Perſon oder Handlungs⸗ 

firma — (nicht auf mehrere Perſonen zuſammen) — auszuſtellen, und nach 
fortlaufenden Nummern in ein hierzu beſtimmtes Aktien-Buch der Geſellſchaft 
einzutragen. Zu denſelben werden alljaͤhrlich zahlbare Dividendenſcheine auf 
den Inhaber lautend, fuͤr zehn auf einander folgende Jahre nach dem Schema 

„B. ausgefertigt, und nach deren Ablauf noͤthigen Falls erneuert. 1 
7 as Eigenthum der Aktien kann auf jede rechtsguͤltige Weiſe veraͤn⸗ 

dert werden. 753 
Die Aktien ſind jedoch einzeln nicht theilbar, und deshalb theilweiſe 
Eigenthumsuͤbertragungen unzulaͤſſig. | 


Sera | 
Auf den Grund einer vollſtaͤndig ausgefüllten Ceſſion, deren Aechtheit 
die Geſellſchaft zu prüfen befugt, aber nicht verpflichtet iſt, kann der Erwerber 
verlangen, daß die Aktie auf ſeinen Namen im Aktienbuch umgeſchrieben werde. 
Daß dies geſchehen, wird auf die Aktie von der SS. 21. und 38. gedachten 
Direktion regiſtrirt. 1 | 
f Je 
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f Jeder Nachfolger im Eigenthum iſt den Beſtimmungen des gegenwaͤr⸗ 

tigen Statuts unterworfen. f 
Im Verhaͤltniß zu der Geſellſchaft werden nur diejenigen als die Eigen⸗ 

thuͤmer der Aktien angeſehen, die als ſolche im Aktienbuche verzeichnet ſind. 


| $. 8. 

Iſt eine Aktie erſichtlich unbrauchbar geworden, ſo ſoll dafuͤr ein Dupli- 
kat unter gleicher Nummer ausgeantwortet, das vorhandene verdorbene Erem- 
plar kaſſirt, und daß dies geſchehen, in dem Aktienbuch vermerkt werden. 

Daſſelbe Verfahren iſt im gleichen Falle in Anſehung der Dividenden— 
Scheine zu beobachten. a a 

Iſt eine Aktie vernichtet oder verloren gegangen, ſo muß die gerichtliche 
Mortifikation derſelben erfolgen, bevor eine neue Aktie an deren Stelle aus- 
gefertigt wird. ö 

Daſſelbe gilt von den Dividendenſcheinen, ſie moͤgen mit der Aktie oder 

einzeln verloren oder vernichtet ſein. 


. 

An der Verwaltung aller Angelegenheiten und des Vermoͤgens der Ge— 
ſellſchaft haben die Aktionaire als ſolche nur denjenigen Antheil, welchen ihnen 
ihr Stimmrecht in den General-Verſammlungen (9. 21., 47., 49., 51.) bei⸗ 
legt, auch koͤnnen ſie keine andere Rechnungslegung, als die §H. 22., 36,, 44. 
vorgeſchriebene, verlangen. 


Von den Geſchaͤften der Bank. 


H. 10. 


Die Bank iſt zur Erreichung der H. 1. angegebenen Zwecke befugt: 
1) gezogene und trockene (eigene) Wechſel, die im Inlande zahlbar ſind, zu 
diskontiren. | f 
Die zur Diskontirung angebotenen Papiere muͤſſen mit einem auf die 
Bank lautenden Giro verſehen fein, dürfen nicht ſpaͤter als drei Mo⸗ 
nat nach dem Datum der Diskontirung verfallen, und es muͤſſen aus 
ihnen wenigſtens drei ſolide Verbundene haften. 
2) Kredit und Darlehen zu bewilligen, jedoch nicht auf laͤngere Zeit als 
drei Monat, und nur gegen Verpfaͤndung von 
a) Urſtoffen und Waaren, die im Inlande lagern und dem Verderben 
nicht unterworfen ſind; b 
b) von inlaͤndiſchen Staats-, Kommunal- oder anderen unter Autoritaͤt 
des Staats von Korporationen oder Geſellſchaften ausgegebenen geld⸗ 
werthen auf den Inhaber lautenden Papieren, ſo wie von Wechſeln 
auf Plaͤtze des Auslandes, desgleichen von ungemuͤnztem oder ge⸗ 
muͤnztem Gold und Silber. Inlaͤndiſche Papiere, die auf den Na⸗ 
mauen lauten, ‚Dürfen in der Regel nicht beliehen werden. Ausnahmen 
beſtimmt die Geſchaͤfts-Inſtruktion fuͤr das Direktorium. 
3) Effekten der vorſtehend sub litt. b. bezeichneten Art, ſo wie edle Me⸗ 
G. 3271.) 44 * talle 


a 
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talle oder fremde Muͤnzen zu kaufen und zu verkaufen. Jedoch darf der 


Ankauf von inlaͤndiſchen Staats⸗, Kommunal- oder andern unter Auto⸗ 


ritaͤt des Staats von Korporationen oder Geſellſchaften A He 
auf den Inhaber lautenden geldwerthen Papieren nur bis zu dem durch 
die Geſchaͤfts⸗Inſtruktion feſtgeſetzten Betrage ſtattfinden. 8 
Das Inkaſſo von Wechſeln, Geld⸗Anweiſungen, Rechnungen und Effek⸗ 
ten, die in Berlin zahlbar ſind, zu beſorgen, unverzinsbare Kapitalien 
ohne Verbriefung, jedoch gegen Empfangs⸗Beſcheinigungen, die nur auf 
den Namen des Einzahlenden lauten duͤrfen, anzunehmen und mit den 
Eigenthuͤmern der ſolchergeſtalt einkaſſirten oder angenommenen Gelder 
und Effekten in Giro⸗Verkehr zu treten. 


4 


— 


5) Noten nach naͤherer Vorſchrift der SS, 12. sed. und 19, auszugeben 


und einzuziehen. 

Andere als die vorſtehend bezeichneten Geſchaͤfte ſind der Bank nicht 
geſtattet, beſonders darf fie weder Kapitalien auf Hypotheken unterbringen, 
noch ihre eigenen Aktien oder Aktien anderer Privatbanken beleihen. 

Auch hat dieſelbe die ihr geſtatteten Geſchaͤfte auf Berlin zu beſchraͤnken. 

H. 11. 
Die Bank zahlt und rechnet in Preußiſchem Silbergelde, nach den 
Werthen, welche durch das Geſetz uͤber die Muͤnzverfaſſung in den Preußiſchen 


Staaten vom 30. September 1821. (Geſetz-Sammlung Nr. 673.) beſtimmt 
worden ſind. 


$ 12. 


Die Bank hat das Recht, während der Dauer ihres Beſtehens unver⸗ 
zinsbare, auf jeden Inhaber lautende Noten (F. 10. Nr. 5.) bis zum Betrage 
Einer Million Thaler nach dem Schema C. auszufertigen und in Umlauf zu 
ſetzen, jedoch unterliegt die Ausfertigung und die Form derſelben der Genehmi⸗ 
gung, beziehungsweiſe der Beaufſichtigung der Regierung. 

Dieſe Noten ſind der Stempelſteuer nicht unterworfen. Ergiebt ſich am 
Schluſſe eines Geſchaͤftsjahres (S. 62.) eine Verminderung des Stammkapitals 
G. 2.) um mehr als den vierten Theil deſſelben, ſo iſt die Summe der in 
Umlauf geſetzten Noten wenigſtens auf den als noch vorhanden nachgewieſenen 
Betrag des Stammkapitals zu beſchraͤnken. Ebenſo darf, wenn die Bank dem 
$. 18. gemäß ihre Geſchaͤfte beginnt, bevor die zweite Halfte des Stammkapi⸗ 
tals eingezahlt iſt, auch die Notenausgabe nur zur Haͤlfte der bewilligten Einen 
Million oder doch nur bis zur Höhe esjenigen Betrages erfolgen, zu welchem 
das Stammkapital bereits eingezahlt worden. 


H. 13. 


Die Noten dürfen nur auf Beträge von 10, 20, 50, 100 und 200 Kthlr. 
Kurant 1 werden, und der Geſammtbetrag der zu 10 Rthlr. ausge⸗ 
ſtellten ſoll 
dürfen ebenfalls die Summe von 100,000 Rthlr. und die auf 50 Rthlr. lau⸗ 
tenden die Summe von 300,000 Kthlr. nicht uͤberſteigen. N 


F. 14. 


ie Summe von 100,000 Rthlr., die zu 20 Rthlr. ausgegebenen 
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$. 14. 


Die Bank iſt verpflichtet, die Noten auf Verlangen der Inhaber bei der 
Praͤſentation ſofort in Berlin gegen klingend Kurant einzulöſen. Anzeigen 
eines durch Diebſtahl oder irgend ein anderes Ereigniß entſtandenen Verluſtes 
der ausgegebenen Noten koͤnnen die Zahlung an den Vorzeiger niemals auf⸗ 
halten, und ſind fuͤr die Bank unverbindlich. 


H. 19, 


Von dem Betrage der umlaufenden Noten muß wenigſtens ein Drit⸗ 
theil in klingendem Gelde oder in Silberbarren, und wenigſtens ein Drittheil 
in diskontirten Wechſeln ($. 10. Nr. 1.) vorhanden ſein. Statt dieſer Dis⸗ 
konto⸗Wechſel darf aber ebenfalls baares Geld niedergelegt werden. 

Außerdem aber dienen nicht nur ſaͤmmtliche zum Stammkapital einge⸗ 
legte Staats-, Kommunal- und ſonſtige Papiere, ſondern auch alle Darlehns⸗ 
forderungen der Bank gegen Unterpfand und ihre ſaͤmmtlichen uͤbrigen Aktiva 
vorzugsweiſe zur Deckung der Noten. 8 f 

Die Direktion und der Verwaltungsrath ($$. 21. 29. 38.) ſind dafuͤr 
verantwortlich, daß die Deckungsmittel fuͤr die umlaufenden Noten in dem oben 
bezeichneten Verhaͤltniſſe ſtets vorhanden find, i 


$. 16. 


Die Noten der Bank vertreten in Zahlung die Stelle des klingenden 
Geldes, und der Umlauf derſelben iſt im ganzen Umfange der Preußiſchen 
Staaten geſtattet, es beſteht jedoch kein Zwang zur Annahme derſelben. Sie 
find keiner Vindikation und keiner Amortifation unterworfen. 


8517. 

Wer die Noten der Bank verfaͤlſcht oder nachmacht, oder dergleichen 
verfaͤlſchte oder nachgemachte Noten wiſſentlich verbreitet oder verbreiten hilft, 
verfällt in die Theil II. Titel 20. H. 267. des Allgemeinen Landrechts ange⸗ 
drohte Strafe. : 


| §. 18. 
Die Bank kann ihre Geſchaͤfte nach den Vorſchriften des gegenwaͤrtigen 


Statuts erſt dann beginnen, wenn die Haͤlfte des Stammkapitals nach Maaß⸗ 
gabe des F. 2. eingezahlt iſt. 


Von den ſpeziellen Rechten der Bank. 
NER 

Der Bank ſteht das Recht zu, die von ihr ausgegebenen Noten zur Ein⸗ 
Plan oder zum Umtauſch in einem beſtimmten Termine bei Vermeidung der 

Praͤkluſion öffentlich aufzurufen. 
Zu dieſem Zweck erlaͤßt ſie durch dreimalige Bekanntmachungen in 
Zwiſchenraͤumen von einem Monat, mittelſt der §. 59. gedachten Öffentlichen 
(Ir. 3274.) Blaͤt⸗ 
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Blätter und der Amtsblaͤtter der Regierungen in den Provinzen der Preußi⸗ 
ſchen Staaten eine Aufforderung zur Einlöſung oder zum Umtauſch der Noten. 

Nach Ablauf der vorſtehenden Friſten werden die Inhaber der Noten, 
welche ſich nicht gemeldet haben, in den vorbezeichneten Blaͤttern Behufs der 
Einloͤſung oder des Umtauſches zu einem mindeſtens drei Monat vom Tage 
der letzten Inſertion hinauszuſetzenden Praͤkluſivtermin unter der Warnung und 
mit der rechtlichen Wirkung vorgeladen, daß mit Ablauf dieſes Termins alle 
Anſpruͤche an die Bank aus den aufgerufenen Noten erloͤſchen. 

Anmeldungen zum Schutze gegen die Praͤkluſion find nicht zulaͤſſig, viel: 
mehr tritt dieſe letztere unmittelbar mit dem Ablauf des Praͤkluſivtermins gegen 
alle diejenigen ein, welche ſich nicht gemeldet haben, dergeſtalt, daß jeder An: 
ſpruch auf Einloͤſung oder Umtauſch erloſchen iſt, alle aufgerufenen nicht ein: 
gelieferten Noten werthlos ſind, und wenn ſie etwa noch zum Vorſchein kom— 
men, von der Bank angehalten und vernichtet werden koͤnnen. Der Betrag der 
ſolchergeſtalt praͤkludirten Noten ſoll zu mildthaͤtigen Zwecken nach näherer Bee 
ae Verwaltungsraths und des Ausſchuſſes verwendet werden ($$. 

1 * 2 11 


Aufſichtsrecht des Staats. 
H. 20. 

Der Staat übt durch einen Kommiſſarius das Dberauffichtsrecht uber 
die Bank nach Inſtruktionen aus, deren Inhalt den Bankvorſtaͤnden mitgetheilt 
wird und fuͤr die Geſellſchaft maaßgebend iſt. Er kann zu jeder Zeit Einſicht 
in die Buͤcher der Bank nehmen. a nf 

Der Staat iſt für die Operationen der Bank nicht verantwortlich. 


Von der Verfaſſung und der Verwaltung der Bank. 
§. 21. i 
Die Angelegenheiten der Bank und deren Geſchaͤftsbetrieb werden durch 
einen Ausſchuß, durch einen Verwaltungsrath, durch eine Direktion, ſo wie 


durch Beſchluͤſſe der Geſellſchaft in deren General-Verſammlungen ($. 47.) 
nach den folgenden naͤheren Beſtimmungen beſorgt und wahrgenommen. 


a. Vom Ausſchuß. 
. 

Der Bankausſchuß uͤberwacht die genaue Befolgung der Statuten. Den 

von demſelben zu dieſem Zweck erlaſſenen Verfuͤgungen iſt Folge zu geben. 
Speziell ſind ihm die nachſtehenden Befugniſſe und Obliegenheiten zugewieſen: 
a) der Ausſchuß tritt regelmäßig alle drei Monat mit den Mitgliedern des 
Verwaltungsrathes zu einer Konferenz zuſammen, in welcher der letztere 

einen Bericht uͤber die Geſchaͤfte in den verfloſſenen drei Monaten ab⸗ 
ſtattet. Ergeben ſich Meinungsverſchiedenheiten, die nicht auszugleichen 

ſind, ſo werden dieſelben durch Abſtimmung der Anweſenden nach 5 5 

men⸗ 


un 


menmehrheit, der Kopfzahl nach, erledigt. Bei Stimmengleichheit ent: 
ſcheidet die Stimme des Vorſitzenden; a 

b) außer dieſen regelmäßigen Konferenzen koͤnnen außerordentliche gemein⸗ 
ſchaftlich mit dem Verwaltungsrath von dem Ausſchuß berufen werden, 
ſo oft als dieſer es fuͤr nothwendig erachtet; 1257715 

c) der Ausſchuß hat ſein Gutachten dem Verwaltungsrath auf deſſen An⸗ 

rag zu ertheilen; N 

d) die jahrlich von dem Verwaltungsrath ihm zuzufertigenden Rechnungs⸗ 
Abſchluͤſſe (Bilanzen) — H. 44. — zu prüfen und den Verwaltungsrath, 
ſowie die Direktion, zu entlaſten; 

e) zwei feiner Mitglieder alternirend zu ernennen, welche zu jeder Zeit Ein: 
ſicht der Geſchaͤftsbuͤcher und Skripturen der Bank zu nehmen ermaͤch⸗ 
tigt find. 

' H. 23. 
Der Ausſchuß tritt niemals direkt in Kommunikation mit der Direktion, 
vielmehr ausſchließlich durch Vermittelung des Verwaltungsraths. 


H. 24. 


Der Ausſchuß beſteht aus acht Aktionairen. Bei der Begruͤndung der 
Geſellſchaft ſoll in der Urverſammlung der Aktionaire die erſte Wahl durch rela⸗ 
tive, nach H. 54. zu berechnende, Stimmenmehrheit getroffen werden. 

Die ſpaͤteren Wahlen erfolgen in den jaͤhrlichen General⸗Verſammlungen 
durch abſolute Stimmenmehrheit, welche ebenfalls nach Vorſchrift $$. 53. und 
54. zu berechnen iſt. Lehnt der Gewählte die auf ihn gefallene Wahl ab, ſo 
tritt derjenige an ſeine Stelle, der nach ihm die meiſten Stimmen hat. Bei 
Gleichheit der Stimmen entſcheidet das Loos. Von den erſten acht Ausſchuß⸗ 
Mitgliedern ſcheiden alljaͤhrlich zwei durch das Loos aus und werden durch 
neue Wahlen erſetzt. Jeder Neugewaͤhlte ſcheidet nach vier Jahren aus. Die 
Ausſcheidenden ſind ſofort wieder waͤhlbar. 


H. 25. 

Nur zur unbeſchraͤnkten Verwaltung ihres Vermoͤgens berechtigte, in 
Berlin wohnhafte Aktionaire koͤnnen in den Ausſchuß gewäßlt werden. Frauen, 
Korporationen, Handlungsfirmen als ſolche, und diejenigen, welche ihre Zah: 
lungen eingeſtellt haben, oder in Konkurs verfallen geweſen und die Befriedi⸗ 
gung ihrer ſaͤmmtlichen Glaͤubiger nicht nachweiſen koͤnnen, ſind von der Wahl 
ausgeſchloſſen. 

H. 26. 

Jedes Mitglied des Ausſchuſſes hat bei ſeinem Amtsantritt zwei auf 
ſeinen Namen eingetragene Aktien bei der Bank zu deponiren und darf daruͤber 
waͤhrend ſeiner Amtsdauer nicht verfuͤgen. 


§. 27. 
Die Mitglieder des Ausſchuſſes waͤhlen alljaͤhrlich unter ſich durch Stim⸗ 
(Nr. 3274.) men: 
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menmehrheit nach der Zahl der Koͤpfe einen Vorſitzenden und einen Stellver⸗ 
treter deſſelben. Im Falle der Gleichheit der Stimmen fuͤr zwei Gewaͤhlte 
entſcheidet unter Letzteren das Loos. ’ 

i Bei eintretenden Vakanzen im Ausſchuß vereinigen fich die Mitglieder 
deſſelben zu einer Konferenz. Die in derſelben Anweſenden wählen durch ab⸗ 
ſolute Stimmenmehrheit ein bis zur naͤchſten General⸗-Verſammlung fungirendes 
Erſatzmitglied. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 


§. 28. 


Der Vorſitzende des Ausſchuſſes leitet die Geſchaͤfte deſſelben und beruft 
die Mitglieder zuſammen, ſo oft nach ſeinem Ermeſſen eine genuͤgende Ver⸗ 


anlaſſung eintritt. Zu einem guͤltigen Beſchluſſe des Ausſchuſſes muͤſſen we⸗ 


nigſtens fuͤnf Mitglieder anweſend ſein. 

Die Stimmenmehrheit nach der Zahl der Koͤpfe entſcheidet; bei Gleich⸗ 

heit der Stimmen der Vorſitzende und in deſſen Abweſenheit der Stellvertreter 
deſſelben. (§. 27.) In den gemeinſchaftlich mit dem Verwaltungsrath zu pfle⸗ 
genden Konferenzen entſcheidet gleichfalls die Stimmenmehrheit der perſoͤnlich 
Anweſenden nach der Zahl der Köpfe, bei Gleichheit der Stimmen die des Vor: 
ſitzenden des Ausſchuſſes oder deſſen Stellvertreters. (§. 27.) 
Uueeber die gemeinſchaftlich mit dem Verwaltungsrath zu haltenden 
Sitzungen ſowohl, als uͤber diejenigen, welche die Mitglieder des Ausſchuſſes 
allein abhalten, iſt ein Protokoll aufzunehmen und von dem Vorſitzenden und 
wenigſtens zwei bei der Vorleſung noch Anweſenden zu unterſchreiben. 


b. Vom Verwaltungsrath. 
H. 29. 


Dem Verwaltungsrath liegt die Anordnung, die obere Leitung und die 
ſpezielle Kontrolle des geſammten Geſchaͤftsbetriebes ob. 
Derſelbe beſteht aus acht Aktionairen, welche kuͤnftig (F. 30.) von dem 
Ausſchuſſe durch Stimmenmehrheit nach der Kopfzahl auf vier Jahre gewaͤhlt 
werden. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 


H. 30. 


Der erſte Verwaltungsrath nach Begruͤndung der Bank beſteht aus fol⸗ 
genden Mitgliedern des bisherigen Kaſſenvereins, naͤmlich aus: 
1) Herrn B. S. Berend, 
2) = Fr. Gelpcke, 


n u 


30 Dr. Hermann Jacobſon, oder in deſſen Vertretung Herr 
Louis Ries, N 

4) Fr. Mart. Magnus, 

5) Alexander Mendelsſohn, 

6) = Paul Mendelsſohn-Bartholdy, 

7) Ludwig Neuburger, 

8) = Georg Moritz Oppenfeld, oder in deſſen Vertretung Herr 


Carl Daniel Oppenfeld. 
Von 


„ 


Von denſelben ſcheiden zuerſt nach Ablauf zweier Jahre und hiernaͤchſt 
alljährlich zwei durch das Loos aus, und werden durch neue Wahlen erſetzt. 
Jeder Neugewaͤhlte ſcheidet nach vier Jahren aus. 

Die Ausſcheidenden ſind ſofort wieder waͤhlbar. 


H. BR 


Bei den ſpaͤteren Wahlen der Mitglieder des Verwaltungs-Raths gel⸗ 

ten hinſichtlich der Waͤhlbarkeit die Vorſchriften H. 25. i 
§. 32. 

Bei eintretenden Vakanzen im Verwaltungs-Rath hat der Ausſchuß die 
Ergaͤnzungswahl ſofort vorzunehmen. Das durch dieſelbe gewaͤhlte Mitglied 
tritt in Bezug auf die Dauer ſeines Amtes an die Stelle des ausſcheidenden 
Vorgaͤngers. 

H. 33. 
Bei dem Antritt des Amtes hat jedes Mitglied des Verwaltungs⸗ 


Rathes zehn auf ſeinen Namen eingetragene Aktien der Bank zu deponiren, 
und kann daruͤber waͤhrend ſeiner Amtsdauer nicht verfuͤgen. 


H. 34. i 
Die Mitglieder des Verwaltungs-Raths waͤhlen unter ſich durch Stim⸗ 
menmehrheit, nach der Zahl der Koͤpfe, zur Leitung der Geſchaͤfte einen Vor⸗ 
ſitzenden und einen Stellvertreter deſſelben, beide auf Ein Jahr. Bei Stim⸗ 
mengleichheit entſcheidet das Loos. 


F. 35. 


Der Verwaltungs-Rath verſammelt ſich fo oft der Vorſitzende es fuͤr 
erforderlich erachtet, oder ein Direktions-Mitglied darauf antraͤgt (F. 40.), 
mindeſtens aber alle Monat zu Sitzungen, uͤber welche ein Protokoll aufzu⸗ 
nehmen iſt. 

$. 36. 

Zu den ausſchließlichen Befugniſſen und Pflichten des Verwaltungs⸗ 
Raths gehoͤrt: 5 f 

a) Die Anordnung ſolcher Maßregeln, die er zu einem geregelten und den 
Zwecken der Bank angemeſſenen Betriebe der Geſchaͤfte für noͤthig er⸗ 
achtet. Die Direktion hat den von dem Verwaltungs-Rath ihr mitge⸗ 
theilten Beſchluͤſſen deſſelben Folge zu leiſten; 

b) die genaue Kenntnißnahme von der Seitens der Direktion bei den jedes⸗ 
maligen Verſammlungen des Verwaltungs-Raths ihm vorzulegenden 
Ueberſicht der Kaffe der Bank, des Wechſel-Portefeuille und der Lom— 
bard - Beftande; 

c) die Abfaſſung der Geſchaͤfts-Inſtruktionen fuͤr das Perſonal der ein— 
zelnen Geſchaͤftszweige; 

d) die monatliche Reviſion der Kaffe, der Wechfel- und Lombard -Beſtaͤnde 
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durch zu deputirende Mitglieder, welche ein Protokoll uͤber die Reviſion 
aufzunehmen haben; 

e) außerordentliche Kaſſen-Reviſionen nach den vorſtehenden Beſtimmun⸗ 
gen, fo oft er dieſelben für angemeſſen erachtet; 

) die Prüfung der von der Direktion ihm einzureichenden Bilanz, ſowie 
die Feſtſtellung der am Schluſſe jedes Geſchaͤftsjahres zu verthelen 
Dividenden, conf. H. 65. 

Sollte ſich durch eine Jahres⸗Bilanz eine Verminderung des Ge⸗ 
ſellſchafts- Kapitals herausſtellen, und der H. 65. gedachte Reſervefonds 
zur Deckung des Ausfalls nicht hinreichen, fo darf von dem in den bar: 
auf folgenden Jahren erzielten reinen Gewinn nur die Hälfte als Divi- 
dende vertheilt werden. Die andere Hälfte wird zur Ergaͤnzung des 
Stammkapitals verwendet, und dieſe Vorſchrift ſo lange in Ausführung 
gebracht, bis das Kapital wieder ſeine urſpruͤngliche Hoͤhe von Einer 
Million Thaler erreicht hat; 3 

8) die Wahl und Beſtellung des vollziehenden Direktors, des Rendanten 
(Kaſſirers), ſowie des uͤbrigen Bankperſonals, desgleichen die Beſtim⸗ 
mung der Gehalte ſaͤmmtlicher Angeſtellten; 8 

h) die Wahl des Syndikus der Bank (F. 58.) und der Abſchluß des Kon⸗ 
trakts mit demſelben; 

i) die Sorge fuͤr die interimiſtiſche Stellvertretung eines Direktors, ſowie 
die Ausſtellung von Prokuren, und zwar ſowohl zum Zweck ſolcher in⸗ 
terimiſtiſchen Stellvertretung, als zur Vertretung der Geſellſchaft uͤber⸗ 
haupt, in den von dem Verwaltungs-Rath als geeignet erachteten Faͤl⸗ 
Puck desgleichen die Beſtimmung des Inhalts und der Graͤnzen ſolcher 

rokuren; 

k) die Bewilligung von Gratifikationen an das e Bankperſonal; 

) die Befugniß, ein zweckmaͤßiges Geſchaͤftslokal durch Kauf oder Miethe 
b beſchaffen, und die Feſtſetzung der dafür, ſowie fir den Geſchaͤfts⸗ 

etrieb uͤberhaupt, zu verwendenden Koſten. Im Fall des Kaufs eines 
Grundſtuͤcks iſt die Genehmigung des Ausfchuffes erforderlich. 


§. 37. 

Der Verwaltungs⸗Rath faßt feine Beſchluͤſſe durch Abſtimmung. Die 
Mehrheit der Stimmen nach der Zahl der anweſenden Mitglieder a bei 
ſcbe rn das Votum des Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreters ent⸗ 

eiden. 

Zu einer 


f ultigen Beſchlußnahme iſt die perſönliche Anweſenheit von 
wenigſtens fuͤnf 


itgliedern erforderlich. 


c. Von der Direktion. 


$. 38. 


Die Direktion beſteht aus dem vollziehenden Direktor (H. 36. lit. g.) 
und zweien nach Anordnung des Verwaltungs-Raths aus deſſen Mitte 30 
ei 


| 


| 
| 
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Zeit zu Zeit wechſelnden Mitgliedern, die jedoch nie einer und derſelben Firma 
angehoͤren duͤrfen. 
f H. 39. 

Die Direktion vertritt die Geſellſchaft nach außen, bringt die Bankge⸗ 
ſchaͤfte (§. 10.) zur Ausführung und beſorgt die Verwaltung des Bankvermoͤ⸗ 
gens, hat jedoch — in Gemaͤßheit des H. 36. — bei der Ausuͤbung aller die⸗ 
ſer Funktionen die Vorſchriften und Anweiſungen des Verwaltungsraths zu be⸗ 
folgen, und handelt in dem vorſtehend ihr uͤberwieſenen Wirkungskreiſe nur in 
ſoweit ſelbſtſtaͤndig, als die gegenwaͤrtigen Statuten und ihre Inſtruktion ſie 
nicht beſchraͤnken. 


H. 40, 


Die vorſtehend bezeichneten Befugniſſe der Direktion erſtrecken ſich, ſo⸗ 
wohl bei gerichtlichen als außergerichtlichen Geſchaͤften, auf alle Faͤlle, in wel⸗ 
chen die Geſetze eine Spezial⸗Vollmacht erfordern. 
Den Nachweis, daß die Direktion innerhalb der ihr zuſtehenden Beſchluͤſſe 
gehandelt habe, iſt dieſelbe gegen dritte Perſonen zu fuͤhren, nicht verbunden. 


ut 
Das geſammte Bank-Perfonal iſt zunaͤchſt der Direktion untergeordnet. 


H. 42. 


Zu Quittungen uͤber Gelder, Dokumente und Vermoͤgensobjekte uͤber⸗ 
haupt, desgleichen zur Ausſtellung der Wechſel- Giri iſt die unter der Firma 
der Bank (F. 1.) zu vollziehende, gemeinſchaftliche Unterſchrift eines der H. 38. 
gedachten Direktoren und des Rendanten (F. 36.) erforderlich. In allen uͤbri⸗ 
gen Faͤllen ſind Erklaͤrungen, Urkunden und Verhandlungen der Direktion min⸗ 
deſtens von zweien Direktiong- Mitgliedern unter der Firma der Bank zu un⸗ 
terſchreiben. 

Nur die nach der vorſtehenden Norm vollzogenen Unterſchriften verpflich- 
ten die Bank, und zwar ſowohl gegen jede richterliche und andere öffentliche 
Behörde, als gegen jeden Privaten. Gerichtliche Eide Namens der Bank wer: 


den von den Mitgliedern der Direktion abgeleiſtet. 
$. 43. 
Die Beſchluͤſſe der Direktion werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. 
H. 44. 


Die Direktion fertigt und uͤbergiebt dem Verwaltungsrath die F. 36. 
sub b. gedachten Ueberſichten, desgleichen am Schluſſe eines jeden Geſchaͤfts⸗ 
jahres eine nach kaufmaͤnniſchen Prinzipien angefertigte Bilanz, unter gewiſſen⸗ 
hafter Wuͤrdigung des Werths aller Aktiva. 

H. 45. 


Allmonatlich hat ſie eine von dem Verwaltungsrath vorher zu genehmi⸗ 
Ar. 3271.) 45” gende 
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gende Ueberſicht der am letzten Tage des verfloſſenen Monats in der Bank 


vorhanden geweſenen Aktiva und Paſſiva, insbeſondere der Beſtaͤnde in ge⸗ 


praͤgtem Gold und Silber, Barren und Wechſeln, ferner des Betrages der 


Forderungen aus Darlehnen und aus laufender Rechnung, ſo wie der umlau⸗ 


fenden Banknoten, desgleichen unmittelbar nach abgehaltener jaͤhrlicher General⸗ 
Verſammlung ($. 47.) einen, alle Zweige des Verkehrs umfaſſenden, vom 
Verwaltungsrath genehmigten kurzen Gefchäftsbericht für das abgelaufene 
Jahr dem Kommiſſarius des Staats vorzulegen, und gleichzeitig in den H. 59. 
gedachten Zeitungen zu veroͤffentlichen. 

5 Es bleibt der Regierung vorbehalten, anſtatt der monatlichen, in Zus 
kunft auch eine öftere, hoͤchſtens aber die woͤchentliche Bekanntmachung der 
Aktiva und Paſſiva, insbeſondere der Beſtaͤnde in gepraͤgtem Gold und Silber, 
Barren u. ſ. w. anzuordnen. 


F. 46. ; 


Ein jedes Direktionsmitglied ift befugt, in dringenden Fällen den Ver⸗ 
waltungsrath zur Berufung einer außerordentlichen Sitzung aufzufordern. 


d. Von der General-Verſammlung. 


$. 47. 


Alljaͤhrlich, ſpaͤteſtens im vierten Monat nach Ablauf des Geſchaͤfts⸗ 
jahres (F. 62.), findet eine General⸗Verſammlung der Aktionaire ſtatt. Wenn 
der Ausſchuß oder der Verwaltungsrath es beſchließt, konnen außerordentliche 
General⸗Verſammlungen berufen werden. 

Die Einladungen zu dieſen General-Verſammlungen, welche die Zeit 
und den Ort enthalten muͤſſen, erläßt der Verwaltungsrath durch zweimalige 
Bekanntmachung in den $. 59, bezeichneten öffentlichen Blättern. 

Die erſte Bekanntmachung muß mindeſtens vier Wochen vor dem zur 
Verſammlung beſtimmten Tage erfolgen. 

Eine Angabe der zur Berathung zu bringenden Gegenſtaͤnde iſt nur in 
dem Falle erforderlich, wenn über Aufloͤſung der Geſellſchaft oder uͤber deren 
Fortſetzung nach Ablauf der ihr ertheilten Konzeſſion oder uͤber Abaͤnderung 
der Statuten beſchloſſen werden ſoll. 


H. 48. 
Der jedesmalige Vorſitzende (F. 34.) des Verwaltungsraths hat den 


Vorſitz in der General⸗Verſammlung und leitet die Berathungen nach der von 


ihm zu beſtimmenden Reihefolge der Gegenſtaͤnde. 


H. 49, 
In den ordentlichen General⸗Verſammlungen jedes Jahres muͤſſen zum 
Vortrag kommen: 
1) ein von dem Verwaltungsrath abgefaßter Bericht uͤber die Geſchaͤfte 
des abgelaufenen Jahres; Be 
) der 
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2) der von der Direktion verfaßte und von dem Verwaltungsrath geneh⸗ 
migte Rechnungsabſchluß (Bilanz) des vergangenen Jahres (H. 44.); 
3) alle Antraͤge, welche der Ausſchuß dem Verwaltungsrath ſpaͤteſtens 

8 Tage vor der General⸗Verſammlung übergeben hat, um deren Ent⸗ 
ſcheidung daruͤber einzuholen. 
| $. 30. 
Außerdem gehört zur Kompetenz der General⸗Verſammlung 

a) die Wahl der Ausſchußmitglieder durch Stimmzettel; 

b) Abänderungen und Ergänzung der Statuten. Die Beſtimmungen HH. 4. 5.9, 
koͤnnen jedoch niemals abgeaͤndert werden; 

c) Aufhebung oder Abaͤnderungen der Beſchluͤſſe früherer General-Ver⸗ 
ſammlungen; 

d) Beſchlußnahme uͤber die Auflöfung der Geſellſchaft und das Verfahren, 
welches dabei zu beobachten, fo wie über die Fortſetzung nach abgelau⸗ 
fener Konzeſſion. ; 

1 


Den Aktionairen ſteht frei, Antraͤge vor die General⸗Verſammlung zur 
Beſchlußnahme zu bringen. Dies kann jedoch nur in dem Falle geſchehen, 
wenn ein motivirter Antrag ſpaͤteſtens vierzehn Tage vor dem Termine einer 
anſtehenden ordentlichen oder außerordentlichen General = Berfammlung dem 
Verwaltungsrath ſchriftlich eingereicht, und von mindeſtens fünf Aetionairen, 
von denen ein jeder mindeſtens fuͤnf auf ſeinen Namen eingetragene Aktien bes 
ſitzen muß, unterſchrieben iſt. a 

8 52. 

Nur die in dem Aktienbuch verzeichneten Aktionaire, mit Ausnahme der 
Frauen, haben Zutritt zu den General = Berfammlungen. 

Vormuͤnder, fo wie Kuratoren, koͤnnen den Vorbehalt irgend einer Ruͤck⸗ 
frage bei der Abgabe ihrer Stimmen nicht geltend machen. Jeder Aktionair 
kann ſich nur durch einen andern Aktionair vertreten laſſen, jedoch mit der 
vorſtehend in Anſehung der Vormuͤnder und Kuratoren beſtimmten Beſchraͤn⸗ 
90 Eine ſchriftliche Vollmacht genuͤgt, wenn uͤber deren Aechtheit kein Be⸗ 
denken obwaltet. 5 


Die Zahl der Stimmen der Aktionaire beſtimmt ſich nach der Zahl der 
einem jeden von ihnen gehörigen Aktien, jedoch geben nur 
1 bis 5 Aktien 1 Stimme, 


0 


6 10 = 2 Stimmen, 
11 135 3 = 
16 20 - 4 = 
2152 25 5 2 
26 30 = 6 = 
31 385 7 - 
36 = 40 8 = 
41 45 9 = 
46 - 50 - 10 = 


(Ni, 3274.) Mehr 
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Mehr als 10 Stimmen kann kein Aktionair, auch nicht in Folge erhal⸗ 
tener Vollmacht, in ſich vereinigen. ä 


H. 54. 


Die Beſchluͤſſe werden nach der abſoluten Mehrheit der in der General— 
e repraͤſentirten Stimmen (F. 53.) gefaßt, mit folgenden Aus⸗ 
nahmen: 

a) bei der erſten Wahl der Mitglieder des Ausſchuſſes entſcheidet die rela— 
tive Stimmenmehrheit der Anweſenden. Stellt ſich Stimmengleichheit 
heraus, ſo entſcheidet das Loos; 

b) die Aufloͤſung der Geſellſchaft während der in dem Statut beſtimmten 
Dauer derſelben kann 0 nur durch eine Majoritaͤt von der in der 
Verſammlung vertretenen Stimmen beſchloſſen werden. 


$. 55. 
Das formelle Verfahren fuͤr die Abſtimmungen ordnet der Vor⸗ 
ſitzende an. 9. 30 


Ueber die Verhandlungen in jeder General⸗Verſammlung iſt ein Proto⸗ 
koll von dem Syndikus der Geſellſchaft aufzunehmen, welches die Perſonen 
der Aktionaire und die Zahl der Stimmen eines jeden, ſo wie das Reſultat 
der Abſtimmungen enthaͤlt. 

Zur Beglaubigung des Protokolls genuͤgt die Unterſchrift des Vorſitzen⸗ 
den, des Syndikus oder deſſen Vertreters und dreier Aktionaire, die nicht zum 
Verwaltungsrath gehoͤren. 


$. 57. 


Die nach den vorſtehenden Beſtimmungen gefaßten Beſchluͤſſe verpflich⸗ 
ten die Geſellſchaft unbedingt, mithin auch jeden in der General-Verſammlung 
weder anweſenden, noch vertretenen Aktionair. i 


e. Vom Syndikus. 
$. 58. 


Der nach H. 36. gewählte Syndikus iſt der Rechts- Konſulent der Ges 
ſellſchaft. Derſelbe bearbeitet die Rechts⸗Angelegenheiten derſelben, fuͤhrt in den 
General-Verſammlungen das Protokoll, leitet die etwanigen Prozeſſe und 
wohnt den Konferenzen des Ausſchuſſes und des Verwaltun sraths bei, ſo 
oft er dazu aufgefordert wird. Er hat nur eine berathende Stimme. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


§. 59. 


Alle an die Aktionaire oder an die Inhaber der Dividendenſcheine und 
der Noten der Bank in Angelegenheiten der Geſellſchaft zu erlaſſenden Be⸗ 
kanntmachungen und Einladungen ergehen in folgenden oͤffentlichen a 
| 10Staats⸗ 
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1) Staats⸗Anzeiger. F 
2) Haude⸗ und Spenerſche Zeitung. 
3) Voſſiſche Zeitung. 
Nur in dem Fall, daß eines dieſer Blätter eingeht, bleibt es der Di⸗ 
rektion mit Genehmigung des Verwaltungsraths vorbehalten, jenen Blaͤttern 
andere zu ſubſtituiren und dies oͤffentlich bekannt zu machen. 


§. 60. 

Der Betrag derjenigen Dioidendenſcheine, welcher binnen vier Jahren 
nach dem 31. Dezember desjenigen Jahres, in welchem die Dividende zahlbar 
iſt, nicht erhoben wird, iſt unwiderruflich fuͤr den Inhaber verfallen und wird 
eben ſo, wie H. 19. beſtimmt iſt, zu milden Zwecken verwendet. 


H. 61. 


Zur Legitimation der Mitglieder des Ausſchuſſes, des Verwaltungsra⸗ 
thes, der Direktion, des Rendanten derſelben und des Syndikus ſoll in der 
Regel ein vom Verwaltungsrath ausgehender Anſchlag auf der Boͤrſe in Ber⸗ 
lin genügen, und in denjenigen Fällen, in denen derſelbe nicht hinreicht, ſoll 
ein auf Grund der Statt gefundenen Wahlen von einem Notarius ausgefer⸗ 
tigtes Atteſt erforderlich und genügend fein. Ein ſolches Atteſt wird die Ge- 
ſellſchaft unter allen Umſtaͤnden als Legitimations⸗Urkunde der darin gedachten 
Perſonen, beſonders auch vor den Gerichts- und anderen öffentlichen Behoͤr⸗ 
5 unbedingt und ohne Produktion des Wahl-Protokolles gegen ſich gelten 
aſſen. 


§. 62. 

Das Geſchaͤftsjahr der Bank iſt das Kalenderjahr. Die nach ertheilter 
Konzeſſion im Laufe des gegenwaͤrtigen Jahres gemachten Geſchaͤfte werden 
in den Abſchluß des naͤchſten Jahres mitbegriffen. 

H. 63. 

Alle in dieſem Statute gedachten Protokolle ſind in ein paraphirtes Buch 
einzutragen und muͤſſen bis zum Ablauf der geſetzlichen Verjaͤhrungsfriſt auf⸗ 
bewahrt werden. 

H. 64. 

Die Mitglieder des Ausſchuſſes und des Verwaltungsrathes haften der 
Geſellſchaft bei Ausuͤbung ihrer Funktionen (ſiehe auch §§. 39. und 40.) nur 
fuͤr grobe Verſehen. 

H. 65. 


Von dem ſich nach Abrechnung aller Unkoſten ergebenden, jaͤhrlich zur 
Vertheilung kommenden reinen Gewinn werden vorweg acht Prozent als eine 
Tantieme fuͤr den Verwaltungsrath und den vollziehenden Direktor abgeſetzt. 
Sollte jedoch die alsdann uͤbrig bleibende Summe nicht hinreichen, um den 
Aktionairen eine Dividende von mindeſtens vierzig Thalern pro Aktie gewaͤh⸗ 
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ren zu koͤnnen, fo wird die Tantieme um fo viel beſchraͤnkt, als zur Vervoll— 
ftändigung der unter die Aktionaire zu vertheilenden Dividende auf die gedachte 
Hoͤhe von 40 Rthlr. pro Aktie erforderlich iſt, ſelbſt wenn ſie dadurch ganz 
abſorbirt werden ſollte. 

An der Tantieme partizipirt jedes Mitglied des Verwaltungsraths mit 
75 und der vollziehende Direktor mit . g 

Wenn die unter die Aktionaire jaͤhrlich zu vertheilende Dividende mehr 
als funfzig Thaler pro Aktie betraͤgt, ſo wird von dem 1 die 
Haͤlfte zur Bildung eines Reſervefonds ſo lange zuruͤckgelegt, bis derſelbe die 
Hoͤhe von hundert und funfzig tauſend Thalern erreicht hat. 
8 Der Reſervefonds dient ausſchließlich zu dem im H. 36. sub f. gedach⸗ 
ten Zweck. Es iſt uͤber denſelben in den Büchern der Bank beſondere Red 
nung zu fuͤhren; jedoch kann er zu allen Geſchaͤften der Bank gleich den 
uͤbrigen Fonds verwendet werden. 


F. 66. 


Die Mitglieder des Ausſchuſſes, des Verwaltungsraths, der Direktion 
und ſaͤmmtliche Angeſtellte der Bank find verpflichtet, uͤber die Geſchaͤfte ders 
ſelben unverbruͤchliches Schweigen zu beobachten. 


Dauer der Geſellſchaft. 


a §. 67. 

Die Dauer der Geſellſchaft iſt auf zehn Jahre, von Ertheilung der Kot: 
zeſſion ab, beſchraͤnkt. Sollte innerhalb des gedachten Zeitraums die Bank⸗ 
Ordnung vom 5. Oktober 1846. aufgehoben werden, ſo erliſcht die Konzeſſion 
der Bank des Kaſſenvereins ſechs Monat nach Publikation des betreffenden Ge 
ſetzes, ohne Anſpruch der Bankgeſellſchaft auf Entſchaͤdigung. 


Verfahren bei der Aufloͤſung. 
§. 68. 


Die Bank iſt verpflichtet, jedenfalls bis zum Ablauf der Konzeſſion, 
wenn aber die Auflöſung der Geſellſchaft ſchon früher beſchloſſen werden ſollte, 
innerhalb Jahresfriſt nach dem Beſchluſſe, ihre ſaͤmmtlichen Noten einzuloͤſen. 
Wird die Aufloͤſung der Geſellſchaft innerhalb des letzten Jahres vor dem 
Ablaufe der Konzeſſion beſchloſſen, fo muͤſſen bis zu dieſem Zeitpunkt, falls | 
aber die Bank wider Erwarten in Konkurs verfallen ſollte, fofort ſaͤmmtliche 
Noten eingelöft werden. 


$. 69. | 

In allen Fallen, in denen die Aufloͤſung der Bank erfolgt, iſt eine Ges 
neral⸗Verſammlung der Aktionaire in möglichft kurzer Friſt von dem Verwal 
tungsrath zu konvoziren, und in derſelben find die Grundſaͤtze feſtzuſtellen, nach 
denen bei dem Liquidationsgeſchaͤft verfahren werden ſoll. (F. 50.) 
Bei Auflöfung der Geſellſchaft kommen die Vorſchriften des H. 29. 585 


Geſetzes über die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. (Geſetz⸗Samm⸗ 
lung 1843. Seite 346.) zur Anwendung. 8 

Die eingeloͤſten Noten ſind unter Aufſicht des Kommiſſarius des Staats 
zu vernichten, und die Vernichtung iſt mittelſt eines gerichtlich oder notariell 
aufzunehmenden Dokuments, in welchem die Noten nach Nummern genau be⸗ 
zeichnet ſein muͤſſen, zu beurkunden. 

Die Betraͤge der nicht eingeloͤſten und praͤkludirten Noten werden nach 
naͤherer Beſtimmung des Ausſchuſſes und des Verwaltungsraths ($. 19.) zu 
mildthaͤtigen Zwecken verwendet. 


$. 70. 


Nach beendigtem Liquidationsgeſchaͤft iſt eine General⸗Verſammlung von 
dem Verwaltungsrath nach den im gegenwartigen Statut fuͤr die Konvokation 
gegebenen Vorſchriften zum Zweck der Vorlegung der Schlußrechnung und 
Ertheilung der Decharge zu berufen. Die von den in dieſer Verſammlun 
anweſenden, nicht zur Verwaltung gehörenden Aktionaire ertheilte Decharge 
befreit ſaͤmmtliche Verwaltungs- Burſtlae dieſer Bank, den Aktionairen gegen⸗ 
uͤber, von allem und jedem ferneren Nachweis, ſo wie von jedem Anſpruch 
wegen der erfolgten Liquidation. 

Eine gleiche rechtliche Folge tritt ein, falls in der General⸗Verſammlung 
kein bei der Verwaltung unbetheiligter Aktionair erſchienen iſt, und ſich dieſer 
Fall in einer zweiten, eigends zu dieſem Zweck beruͤfenen, General-Verſamm⸗ 
lung wiederholt hat. 


Schlußbeſtimmung. 
H. 


i So weit dieſes Statut nicht abweichende Beſtimmungen enthaͤlt, finden 
die Vorſchriften des Geſetzes vom 9. November 1843. uͤber Aktiengeſellſchaften 
auf die Bank des Berliner Kaſſenvereins Anwendung. 
Gegeben Potsdam, den 15. April 1850, 


(L. S) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. 
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Schema A. 
Sr 
Di 


der Bank des Berliner Kaſſenvereins 
für den Werth von Tauſend Thaler Preußiſch Courant. 


Mer d hat als Eigenthuͤmer dieſer Aktie, auf welche die volle 
Einzahlung ſtatutenmaͤßig geleiſtet iſt, verhaͤltnißmaͤßigen Antheil an der auf 
1000 Aktien à Rthlr. 1000 Courant gegründeten Bank des Berliner Koffer 
vereins und an deren Gewinn, fo wie an dem Geſammteigenthum dieſer Gr 
ſellſchaft, nach Maaßgabe ihrer Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Statuten, denen jedet 
Nachfolger im Sn dieſer Aktie unterworfen iſt. Für die zu erwarten⸗ 
den Gewinnaustheilungen ſind beſondere Dividendenſcheine ausgegeben. 


Berlin, den eee „ee 


Die Direktion der Bank des Berliner Kaſſenvereins. 
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Schema B. 


Dividendenſchein zur Aktie der Bank des Berliner 
Kaſſenvereins 70 


Der Inhaber dieſes Scheins erhaͤlt gegen deſſen Ruͤckgabe 

aus der Bank des Berliner Kaſſenvereins auf die Aktie M ..... 
= diejenige Dividende ausgezahlt, welche für das Verwaltungsjahr 18. 
von der Direktion der Bank oͤffentlich bekannt gemacht werden wird. 


Bel, denn ee RDES 


Die Direktion der Bank des Berliner Kaſſenvereins. 


Unterſchrift der Direktion. Unterſchrift des Rendanten. 
gedruckt. geſchrieben. 


Betrag bis zum letzten Dezember 1855. 


Dieſer Schein wird unguͤltig, wenn deſſen 
(u. ſ. w.) nicht erhoben worden 


(Nr. 3271.) Schema 


au 
Schema €. 
— — — 


100 Thaler. . 100 Thaler. 
Thaler Hundert 


zahlt die Bank des Berliner Kaſſenvereins ohne Legitimationspruͤfung dem 
Einlieferer dieſer Banknote. 


Win! 8 
Die Bank des Berliner Kaſſenvereins. 
Director. Rendant. Controlleur. 


Redigirt im Büreau des Staats - Minifteriumg, 
TEN TEE 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


